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Suchnachrichten
Problemstellung
In XPersonenstand 1.7.1 sind Prozesse und Mitteilungen für Suchanfragen nach § 26 PStV beschrieben. Sie werden in der Praxis aber nicht eingesetzt. 
Zielsetzung des vorliegenden Änderungsantrags war es, die Produktivnahme der Suchanfragen zu unterstützen.
Lösung
Im Änderungsbeirat besteht Einvernehmen, dass vor dem Hintergrund der großen Altbestände in Papier und dem aus Datenschutzgründen eingeschränkten Auskunftsumfang der Nutzen der Suchnachrichten derzeit als äußert gering zu beurteilen ist.
Aus diesen Gründen verwirft der Änderungsbeirat den Änderungsantrag und beschließt, die bestehenden Prozesse und Mitteilungen aus dem Standard zu entfernen.
Das Kapitel „Suchen von Personenstandseinträgen“ (XPersonenstand 1.7.1, Kapitel 4.11) und weitere verwandte Kapitel wurden gelöscht.
[bookmark: AMLoesungEnde]
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Problembeschreibung bei Erfassung
Dieser CR führt den archivierten CR 2013-014.doc

Die in der Spezifikation beschriebenen Suchnachrichten sind zurzeit nicht produktiv. Eine Produktivnahme ist angestrebt, es sind jedoch noch einige offene Fragen zu klären.
Auf der  Personenstandsreferenten am 10./11.11.2014 äußerte Bayern die nachfolgenden Bedenken:“
•	Es bestehen Zweifel, ob eine Suche überhaupt möglich ist, wenn viele Fragen nicht geklärt worden sind, wie z.B. eine fehlende Nacherfassung, die keine automatisierte Abfrage ermögliche, zu behandeln ist. 
•	Es sei nicht sichergestellt, dass die eingesetzten Verfahren nur die zur Aufgabenerfüllung benötigten Daten abrufen – es handele sich dabei um private Fachverfahren und dies wäre daher bedenklich.
•	Eine Nachvollziehbarkeit der Zugriffe müsste über eine Protokollierung sichergestellt werden.
•	Mit einer allgemeinen Berechtigung wird eine Zugangsberechtigung als bedenklich gesehen.
•	Sperrvermerke: Da das BKA eine automatisierte Mitteilung, sobald Sperrvermerke berührt werden, an das BKA ablehnt, sollten die Zeugenschutzdienststellen direkt informiert.
· Das Bundeskriminalamt hat zu diesem Vorschlag mit dem Schreiben vom 16. Juli 2014 (ZD 36 – 1 Tgb. Nr. 246/2014) Stellung genommen. Danach wird eine automatisierte Meldung an das Bundeskriminalamt nicht als notwendig angesehen und eine Einbindung des Bundeskriminalamtes in diesem Ablauf insgesamt nicht als sinnvoll erachtet.

•	Aktuell wird kein Handlungsbedarf für Suchnachrichten gesehen.“
Der Ansicht von Bayern wurde von den anderen Personenstandsreferenten nicht widersprochen.

Die offenen Fragen im Gesamtprozess der Suchanfragen nach § 26 PStV wurden daraufhin untersucht, welche der offenen Fragen einer konkreten Klärung bedürfen und durch wen diese Klärung herbeigeführt werden kann:

	Nr.
	Thema
	Erläuterung
	Was ?
	Wer ?

	1
	Zufriedenstellende Lösung
	Es werden nur die erforderlichen Daten übermittelt (§ 64 Absatz 1 Satz 2 PStV).
	Änderungsantrag an den Standard XPersonenstandsregister: Minimaler Datenumfang in Antwortnachrichten 
	EG XPersonenstands-register

	2
	Hinreichende Zugangskontrolle 
(§ 10 Absatz 2 Nr. 2 PStV) 

und 

Protokollierung 
(§ 10 Absatz 2 Nr. 5 PStV)
	Die Vertrauenskette muss eingehalten werden. Das Fachverfahren prüft die Berechtigung des anfragenden Standesbeamten.
	Zulassen eines Technischen Users mit entsprechenden Berechtigungen
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Benennung des anfragenden Standesbeamten in der Suchanfrage
	EG XPersonenstand

	
	
	
	Benennung des anfragenden Standesbeamten in der Suchanfrage
	EG XPersonenstands-register

	3
	Sachgerechter Umgang mit Sperrvermerken
	
	Klärung, ob das angefragte Standesamt tätig werden muss oder ob eine automatisierte Nachricht an das BKA versendet wird
	BMI / Personenstands-referenten der
Länder / ggf. PG Standard

	
	
	
	Mitteilung des Sperrvermerks in der Antwortnachricht ?
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Auswirkungen der Entscheidung auf die Ausgestaltung der Nachrichten berücksichtigen
	EG XPersonenstand

	
	
	
	Auswirkungen der Entscheidung auf die Ausgestaltung der Nachrichten berücksichtigen
	EG XPersonenstands-register

	
	
	
	Stellt eine Suchanfrage nach § 26 PStV ein Ersuchen um Benutzung des Eintrags
im Sinne § 64 PStG dar?
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Welche Berechtigungsstufe ist erforderlich um Sperrvermerke einsehen zu können?
	EG XPersonenstands-register

	4
	Suche
	Suche 
in lokalen elektronischen Suchverzeichnissen 
und 
schriftlichen Namensverzeichnissen von Altregistern 
(§ 26 Absatz 2 PStV)
	Ggf. sicherstellen, dass der Sperrvermerk dort eingetragen ist
	BMI / Personenstands-referenten der Länder

	
	
	
	Prüfen, ob die Anfrage direkt an das Registerverfahren gestellt wird
	BMI / Personenstands-referenten der Länder

	5
	Produktiver Einsatz
	Problem der fehlenden Nacherfassung
	Klärung, ab wann die Suchnachrichten sinnvoll erscheinen und produktiv gehen sollen
	BMI / Personenstands-referenten der Länder



Die Punkte 1 bis 6 bedürfen der Klärung durch die Personenstandsreferenten bzw. BMI. Parallel dazu können die Arbeiten in der AG Modellierung mit den Punkten  8 und 9 beginnen. Nach Abschluss der Klärungen durch die Personenstandsreferenten können die Punkte 10 Und 11 bearbeitet werden.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Der CR ist für eine Befassung des Änderungsbeirates vorgesehen. Hier wird über das weitere Vorgehen entschieden:
1. Folgt man den Ausführungen Bayerns von der Personenstandreferententagung vom 10./11. November 2014, so ist keine weitere Bearbeitung nötig und der CR wird verworfen.
2. Möchte man die Inbetriebnahme der Suchnachrichten vorantreiben, muss der CR durch die AG Modellierung in 2016 wie folg bearbeitet werden.

Für die Umsetzung des CRs und die Inbetriebnahme der Suchnachrichten wären folgende Fragen zu klären:
Fragen rechtlich / organisatorischer Natur (zu klären durch Referenten/BMI): 
1. Zulassen eines Technischen Users mit entsprechenden Berechtigungen
2. Soll ein Sperrvermerk in der Antwortnachricht mitgeteilt werden?
3. Stellt eine Suchanfrage nach § 26 PStV ein Ersuchen um Benutzung des Eintrags im Sinne § 64 PStG dar? Welche Berechtigungsstufe ist nötig?
4. Sicher stellen, dass der Sperrvermerk in lokalen elektronischen Suchverzeichnissen und schriftlichen Namensverzeichnissen von Altregistern (§ 26 Absatz 2 PStV) eingetragen ist.
5. Prüfen, ob die Anfrage bei lokalen elektronischen Suchverzeichnissen und schriftlichen Namensverzeichnissen von Altregistern (§ 26 Absatz 2 PStV) direkt an das Registerverfahren gestellt wird.
6. Klärung, ab wann die Suchnachrichten sinnvoll erscheinen und produktiv gehen sollen.
Parallel zu den o.g. Punkten, die von den Personenstandsreferenten (bzw. BMI) geklärt werden müssen, kann die Arbeit schon in folgenden Punkten beginnen:
7. CR XPSR: Minimalen Datenumfang der Antwortnachrichten festlegen
8. Benennung des anfragenden Standesamtes in der Suchanfrage in XPersonenstand (XPS) /XPSR
Im Anschluss zu klären durch EGs
9. Auswirkungen der Entscheidung auf die Ausgestaltung der Nachrichten in XPS/XPSR berücksichtigen 
10. Welche Berechtigungsstufe ist erforderlich um Sperrvermerke einsehen zu können?
Bearbeitungsschritte

Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2016-01-26
Auf Basis des in der Vorlage dargestellten Sachstands werden im Änderungsbeirat folgende Punkte diskutiert: 
· Vor dem Hintergrund, dass es in einigen Ländern zentrale Landesregister gibt, wird hinterfragt, ob Suchnachrichten in XPersonenstand erforderlich sind, da eine landesinterne Suche über die zentralen Register abgewickelt werden kann. 
· Es wurde darauf verwiesen, dass es auf absehbare Zeit auch weiterhin dezentrale Register geben wird und dass auch bei zentralen Registern eine standardisierte Schnittstelle zur landesübergreifenden Suche erforderlich sein wird. 

Es besteht Einvernehmen, dass vor dem Hintergrund der großen Altbestände in Papier und dem aus Datenschutzgründen eingeschränkten Auskunftsumfang der Nutzen der Suchnachrichten derzeit als äußert gering zu beurteilen ist. 

Sofern das Thema zukünftig wieder aufgegriffen wird, sollte geprüft werden, ob diese nicht über einheitliche Web-Services realisiert werden sollten.

Beschluss:
Der Änderungsbeirat verwirft den CR aus den oben dargestellten Gründen. 

Die im Standard enthaltenen Suchnachrichten werden aus dem Standard entfernt, um keinen Aufwand für die Pflege eines nicht verwendeten Teils des Standards zu verwenden.

Bearbeitet durch: KoSIT/OV	2016-03-11
Für das Entfernen der Suchnachrichten wurden die folgenden Kapitel angepasst:
· 4.3 Übersicht über die Nachrichten (aktualisiert)
· 4.4 Datentypen (gelöscht)
· 4.4.26 StA2StA.SucheImGeburtsregister
· 4.4.27 StA2StA.SucheImEheOderLPRegister
· 4.4.28 StA2StA.SucheImSterberegister
· 4.11 Suchen von Personenstandseinträgen (gelöscht)

Bearbeitet durch: AG Modellierung	2016-03-15
Die KoSIT stellt vor, wie die Entfernung der Suchnachrichten in der Spezifikation umgesetzt wurde.
Die Umsetzung wird bestätigt. Der Abschnitt B.3 (Transportprofil) ist ebenfalls noch zu entfernen.
Bearbeitet durch: KoSIT/OV	2016-03-17
Der Anhang B.3 und die Beschreibung des Webservices im Modell wurden entfernt. 
Bearbeitet durch: AG Test	2016-05-24
Die Änderungen sind sinnvoll und korrekt umgesetzt.
Die Änderungen aus dem vorliegenden CR sind sowohl im Generator als auch in den Testfällen zu berücksichtigen. Der CR erhält daher für den „Status Testsuite“ den Wert „eingeplant“.
Bearbeitet durch: AG Test	2016-11-16
Die Umsetzung in der Testsuite ist korrekt.
Die Fortschreibung der Testsuite ist damit erledigt. 
Bearbeitet durch: AG Test	2017-01-11
Aufgrund von CR 08/2016 (Suchnachrichten) wurde das Modul 06 (Suchanfragen) gelöscht.
[bookmark: _GoBack]Die Umsetzung ist korrekt erfolgt.
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